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Deutſcher Reichstag. m

h

e

Rentenſtelle durch den Vorſtand noch weitere Ob-
gen werden.

für ne können derAbg. Singer (Szdy: Auch wir halten das Geſetz
k.

Berlin, 8. Juni Abſchlagszahlung, werden aber für das Geſetz ſtimmen. Der legene übertra
Der Reichstac arbe tet tet 5 Weinung des Grafen Roon, daß man bei der Befragung der a Abg. Richter r reiſ. Volksp.) beantragt Streichung des ganzen5 g erte je zt mr Dampf raſt. Die Offiz iersdamen etwas zartfüh lender vorgehen ſollte, bin ich auch Paragraphen. Der Zentralvorf ſtand deutſcher Jnduſtrieller habe

Reg ierung hat in die Vertagung gewilligt unter muß aber verlangen, daß dieſelbe peinliche Rückſichtnahme auch ſich r ausgeſprochen, die Rentenſtellen zu allen möglichen
Zwecke zu benutzen.Abg. Weolkenbuhr (Soz.): Der Widerſpruch des Zentral-
verbandes der Jnduſt; riellen iſt ſchon an ſich ein Beweis dafür,

Vorſo hlag ein beſonders vernünftiger iſt. eiterkeit.)

bei den unterſtiü ingsbebürſtigen Witwen aus der Arbe iterklaſſe

geübt werde. Die Unterſtützung von 120 Mark reicht für einen
hilfsbedürftigen Ar rbeitsunfähigen abſolut nicht aus und ſchützt
ihn nicht davor, der öffentlichen Arm enpfiege zur Laſt zu fallen. W der

der Vorausſetzung, daß vorher noch das Jnva idenverſicherungs-
hen das Geſetz über die Verwendung von Mitteln des

nvalidenfonds für Jnvalide und deren Hinterbliebene, das
ypothekenbankgeſetz, das Handelsproviſorium re h und eventuell n r er Mit 120 Mark kar in wohl nicht einmal auf dem Lande jemand He tichter läßt doch in Zollfragen den Jentralver and nicht

wegen Erwerbung der Karoli I ded cachtrags auskommen. Es iſt eine ganz unwürdige Auffaſſung, eine Ver gelten; hier in unſerem Falle iſt der Verband aber gerade ſo
g Ung der Karo ineninſe n erledigt werden, und flichtung, die man anerkannt, nur ſoweit zu erſ üllen, daß die Partei wie in Zollangelegenheiten. Auch wir halten die Ein-

die Zuchthausvorlage zur erſten Leſung kommt. Die Vertagung eute, die man ſchützen will, doch noch der öffentlichen Armenrichtung der Rentenſtellen, wie ſie hier W wird, für
ſoll bis zum 14. November dauern. Man will nun nicht pflege zur Laſt fallen. Wir müſſen verlangen, daß, wenn eine recht mangelhaft immerhin aber für einen bedeutenden Fort- c
mehr allzu lange beiſammen bleiben. Geſtern wurde das ſolche Unterſt. itzung gewährt wird ſie auch zum Unterhalt der ſchritt gegenüber dem bisherigen Zuſtande; daher ſind wir für

Das wäre auch durchzuſetzen, die Annahme des s 51a. Schon, daß durch die ausſchließlicheReichsinb alidenſonds geſetz in erſter Leſung angenommen und betreffenden Perſon ausreicht. Das
wenn Sie ſich unſerm Vorſchlag anſchließen wollten, den wir Beſchäftigung mit dem Verſicherungsweſen die Vorſitzenden der 8

4
außerdem kam die zweite Beratung des Jnvalidenverſicherungs-geſetzes ein gutes Stück vorwar Das erſtere Geſes ſtellt ſchon öfters gemacht haben, und die Koſten für dieſe Vorlage Rentenanſtalten eine ganz beſondere Sachkenntnis erlangen

ar ſt e müſſen halte ich für einen äußerſt bedeutſamen Fortſchritt.auf dem We einer Reichseinkommenſteuer aufbringen wollten.
Die arbeitenden Klaſſen haben unter der Blutſteuer der all-
gemeinen Wehrpflicht ſchon ſchwer genug zu tragen und es iſt

Ferner halte ich es für einen äußerſt bedeutſamen Vorzug derRentenſtellen, daß ſie zu Auskunftsämtern werden für das J
und bei der Komplikation

aus dem Reichsinvalidenfonds größere Mittel zur Unterſtützung
der ſogenannten „nicht anerkannten“ Jnvaliden, d. h. der nicht
direkt im Kriege invalide gewordenen Veteranen ſowie der daher durchaus richtig, daß diejenigen Klaſſen, deren Beſitz im ſamte Verſicher ungsweſen: wieWitwen und Waiſen der Kriegsinvaliden bereit. Die Redner Falle eines Krieges geſchützt wird, auch die Laſten dieſes Krieges eider durch die drei verſchiedenen Verſicherungsgeſetze öeſchaffen
aller Parteien waren ſich darüber einig, daß dieſe Vorlage und ſeiner Folgen tragen. Um aber zu verhindern, daß die wird ſind ſolche Auskunftsämter um ſo notwendiger. Des-

aber Perſonen, um die es ſich hier handelt, auch nur einen Monat gleichen ſind Stellen für Ueberwachung der Krankheits-einem altem Wunſche des Reichstags Rechnungs trägt,g- s auf die ihnen hier in Ausſicht aeſteit Unterſtützung warten verhütungs- Vorſchriften nötig. Jch bitte um Annahme des An-
wegen der allzu ſparſamen Bemeſſung der Unterſtützung, die
auf eine Entlaſtung der öffentlichen Armenpflege hinausläuſt,
nur als Abſchlagszahlung betrachtet werden könne. Doch will
man das Gebotene trotzdem gern hinnehmen und ſogar die

müſſen, ſind auch wir dafür, daß das Geſetz ohne Kommiſſionsberatung möglichſt ſchnell im Pl enum zur Verabſchiedung ge
langt. (Bravo! b. d. Szd.)

Abg. Lenzmann giebt für ſeine politiſchen Freunde die Er-

rags Gaſtenberger

Abg. Richter (Freiſ. Volksp.) beharrt auf ſeinem Stand-
punkte. Abg. Molkenbuhr täuſche ſich über die Tragweite des
betreffenden Paragraphen: durch denſelben werde eine Blanko-

J V J MErledigung der zorlage dadurch beſchleunigen, daß man auf klärung ab, daß ſie für das Geſetz und für ſchleunige Erledigung Vollmoacht ausgeſtellt, die eben ſo gut zur Verſchlechterung wie

eine Kommiſſionsberatung verzichtet ohne Kommiſſionsberatung ſind. zur Verbeſſernn ig benutzt werden könne.Bei dieſer ſeltenen Einmütigkeit aller Parteien wäre es nicht Abg. von Staudy (konſ.) Dajtz die Unterſtützung von Abg. Molkenbuhr (Soz.): Herr Richter ſelbſt, der die Frage
zu einer lebhaften Debatte gekommen, wenn die Oſtelbier nicht ſ 120 Mark in Fällen gänzlich er Erwerbsloſigk eit nicht ausreicht, ledigli ch als praktiſche und nicht als politiſche betrachtet wiſſen
einige gelegentliche Begter kungen Singer s über die Armenpflege gebe ich Herrn Singer zu. Jn vielen Fä illen wird ſie aber doch will, hat ſie vom politiſchen Geſichtswinkel aus betrachtet, in-
entſetzlich krumm genommen härten. Die Herren ſind in dieſem geeignet ſein, die abſolute Hilfsbed ürftigteit zu beſeitigen. Wes dem er von der Errichtung der Rentenſtellen ine Vermehrung
Punkte ſel S d Kardorff mußten vor halb Herr Singer hier wieder auf Jie ländlichen Verhältniſſe der ſozialdemokratiſchen Agitation befürchtet. Der Verband derſehr kitzlich. Die Staudy und Kardorff mußten vor t 9 ttreten, um ein Sblied über die Verhältniſſe der Landproleta anſpielte, iſt mir unverſtändlich. Die r auf dem Berufsgenoſſenſchaſten, auf den Herr Richter ſich beruft, iſt keines-

u 77 J Lande iſt infolge der großen Naturg lleiſtungen viel wirkſamer wegs eine unparteiiſche Körperſchaft. Die Berufsgenoſſenſchaften
Jn ſeiner Erwiderung war Singer ſo boshaft,rier zu ſingen.

hohem Munde zu er-die getreuen Vaſallen an das Vort aus
innern, daß die Schweineſtälle in
als manche Arbeiterwohnung. Der Präſident unterbrach zwar
unſern Redner, aber dieſer wußte zur Heiterkeit des Hauſes,
das unberechtigte Verbot, Worte des Kaiſers in die Debatte zu
ziehen, ſehr geſchickt zu umgehen.

Dann wurde die Beratung des Jnvalidenverſicherungsgeſetzes

Oſtelbien komfortabler ſeien
als ſie in der Stadt ſein kann. (achen links, ſehr richtig!
rechts.) Herr Singer ſprach von der Blutſteuer der allgemeinen
Wehrpſlicht. Nun, unſer Volk ſieht heute die Wehr pflicht alsdie höchſte Pflicht des Deutſchen an und dabei wird es hoffent
lich bleiben. Bravo rechts.

Abg. von Kardorff (Reichsp.) polemiſiert gegen den Abg.
Singer und ſtimmt im übrigen dem Vorredner bei.

Abg. Singer (Soz.): Die Empfindlichkeit der Herren, ſobaldein Wort über ländliche Arbeiterverhäl ltniſſe fällt, iſt doch ſehr

Ia möchten die Verwaltung der Unfallverſicherung allein in der
Hand behalten; ſie fürchten mit der Zeit darin durch die Renten-
ſtellen geſtört zu werden: im Jntereſſe der Sache würde es
übrigens nur als ein Fortſchritt zu begrüßen ſein, wenn dieRentenſtellen ein Wort mitzureden haben. Herr Richter ſprach
von einer Blanko-Vollmacht, die man gebe, und die ſehr leicht
zu einer nicht ſegensreichen Thätigkeit benutzt werden könne.
Das kann, wie ich zugeben will, eintreten aber näher liegt doch
der Gedanke, daß die Kentenſtellen ſegensreich wirken werden.

J der t o ifortgeſetzt n W Wo en e nd e ſt e u ei r Herr von e Je hauntet, daß die Armen- m tgegwaget zten Falle kann ja von vornherein eingeſchritten
Jm Verlaufe der Debatte erlidtte er, daß, die Regierung die doch nicht behaupten wollen, daß die land chen Armenhäuſer als zu dem Kangrat Die Verſicherunge geſete ſind ſo kompuziert,

daß auch die Beamten aus ihnen nicht klug werden daherRentenſtellen zunächſt nur in den ind iſtriellen und dichtbevöl-
kerten Gegenden errichten werde. Der Widerſtand der Konſer-
vativen und des Zentralverbandes der Jnduſtriellen hat aber
den üblichen Erfolg gehabt, was um ſo weniger verwunderlich

beſſer ſind als die Behauſunger der ländlichen Arbeiter? Wie
dieſe ſind, haben wir in den letzten Tagen aus einem Munde
gehört, deſſen Loyalität bei den Herren da drüben wohl un-
angefochten iſt. (Sehr gut! links Unruhe rechts:; Glocke des
Präſidenten, Grafen Balleſtrem, der den Redner bittet, keine

haben wir um ſo nötiger Vorſitzende von Rentenſtellen, welche
die drei Verſicherungsgeſetze genau kennen und ſo im ſtande
ſind, die beſten Jnformationen zu geben.

Nach weiteren Femerkungen der Abgg. Richter (Freiſ. lter8 ch Abg. Richter auf die Sachverſtändigkeit dieſese n ſich net rnehmerkiün b beri ef Dem e der R nbeglaubigten Aeußerungen des Kaiſers in die Debatte zu und Molkenbuhr (Soz.) ſchließt die Debatte worauf d
ochmütigen et Fren udliche- Stellungnahme Aiehes, Jch wollte an dem angeführten Beiſpiele nur zeigen, 8 W in der e Faſſung angenommen wird.

wurde feine „arbeiterfreun iche Dtellungnuahin von Sachverſtändigen die Schweine 8 51b beſti mmt: Jede ten tenſte lle beſteht aus einem ſtändigenFreiſinnigen
m9 ebührer ider Weiſe zu Ge

1ß nach der Me inung
Vorſitzenden und aus Beiſitzern ihr werden die erforderlichen2 von unſerem Genoſſen Molkenbuhr ſtälle im Oſten beſſer ſind, als die Arbeiterwohnungen. Vor

müte geführt. Von den ſozialdemokratiſchen Abänderungs Beſeitigen Sie dieſe Zuſtände und Sie werden nicht meh Hilfsbe amten beigegeben. Die Ernennung des Vorſitzen-
anträgen, die Molkenbuhr, Wurm und Stadthagen vertraten, unſere agitatoriſchen“ Reden hören Jch habe nicht bel jauptet, den, ſowie die deſſen g ſeiner A mtsèdauer und ſeiner

haltung des Friedens Bezüge erfolgt nach L lnhörung des Vorſtandes der Verſichefand kein einziger Gnade vor den Augen der Majorität. Intereſſe an der Erlkdaß die Arbeiter keir
daß die Arbeiter ſch werer unter dem Mili- rungsanſtalt durch die mit der Verwaltung der i hrgelegehetez9 ll die zweite Leſung des Geſetzes zu Ende geführt j haben, ſondern nur,fp ne ſo g tarismus leiden, als die Beſitzenden. Wollen Sie die ländlichen j des weitern Kommunalverbandes betraute Behörde, für die-

erden. Verhältniſſe beſſ ern, ſo geben Sie den Landarbeitern das Koa- jenigen Anſtalten aber, in welchen die beamteten Mitglieder
87. Sitzung vom Mittwoch, den 7. Juni 1898,

achmittags 1. Uhr.
Auf der Tagesardr. un g ſteht zunäch ſt die e erſte Beratung des

Geſetzentwurfs betr. die Verwendung von Mitteln aus dem
Reichs zinvalidenfonds zur Unterſtützu ung nicht anerkannter Jn
validen, ſowie Witwen un Waiſen der Kriegsinvaliden.Abg. Graf Oriola matt Das Geſetz hat einen Teil der

litionsrecht und brtege Sie ſich nicht an der Zuchthaus
vorlage. (Beif. b. Soz.)Abg. von Staud v (konſ.): Die Wohnungen im Oſten werden
mit jedem Tage beſſer. Cuchen) Von dem Elend in den
Städten hat man auf dem Lande keine Ahnung. (Stürmiſche
Heiterkeit links.)

Es folgt die Fortſetzung der
lidenverſicherungsgeſetzes.

zweiten Beratung des Jnva-
Der Reſt des S 51 wird in der

des Vorſtandes von der Landes-Zentralbehörde zu ernennen
ſind, Durry die letztere.

Die Abgg. Gerſtenberger (Bentrum) und Schmidt (Freiſ.Volks beantragen, daß die Feſtſetzung der Amtsdauer
und der Bezüge des Vorſitzenden und der Stellvertreternicht durch die Behörde, ſondern durch den Vorſtand der
Verſichern ngsanſtalt zu erfolgen hat.

Die Abgg. Albrecht u. Gen. beantragen prinzipaliter folide erfüllt, einem anderen Teile abere nthnig dere et ſat iſt ja erfreulich, daß endlich Kommiſſionsfaſſung unter Ablehnung eines Antrages Löbell gende Faſſung des e e dieſes Paragraphen
die Regierung den mehrfach und einſtimmig gefaßten Be j angenommen. 9 d ie Ernennung h vwits enden und die deu ſeinerſchli en des Reichs tags nachgekommen iſt aber es bleibt 8 51a ſetzt feſt, daß der Rentenſtelle nach Anhörung des Bezuge erfolgt durch den Ausſchuß der Verſi jerungsanſtalt“ſchlüſſ Vorſtandes der Verſicherungsanſtalt durch die für den Sitz der eventualiter:j n einen Schritt weiter zu gehen und auch die Penſionene Lnertgnn es Kriegsinvaliden zu erhöhen. Es kommt darauf
an, ein geſetzliches Recht zu ſchaffen, aber nicht Gnadengeſchente
zu verteilen, die nur eine Flut von Klagen über Parteilich lichkeit
und Vetternwirtſchaft entfeſſeln und die Unzufriedenheit er
höhen werden. Nur unter dieſer Vorausſetzung geben gar
dem vorliegenden, einen proviſoriſchen Charakter tragenden Ent

Rentenſtelle zuſtändige Landeszentralbehörde oder mit deren Ge-
nehmigung durch den Vorſtand noch weitere Obliegen-
heiten übertragen werden. Die Kontrolle über die Entrichtung
der Beiträge muß der Rentenſtelle übertragen werden, wenn
dies von dem Vorſtand der Verſicherungsanſtalt unter Zu
ſtimmung des Ausſchuſſes be antragt wird.

Die Abgg. Gerſtenberger (Zentr.) und Reinhard Schmidt

„Die Ernennung des Vorſitzenden und die Feſtſetzung ſeiner
Bezüge erfolgt durch den Vorſtand der Verſi erungsanſtalt“und für den Fall der Ablehnung vorſtehender Anträge:

im 8 47 Abſ. 1 den letzten Satz zu faſſen wie folgt:
„Die Bezüge der Beamten und ihrer Hinterbliebenen ſind

von demjenigen weiteren Kommunalverband derjenigen Landes-
gentralbe n e oder derjenigen Verſicherungsanſtalt zu ver-wurfe unſere Zuſtimmung. ß ſei iquet T b den S 51a v folgt zu faſſen: jten, welche die Ernennung vorgenommen hat“.ie Fragebogen ſeien geeignet, (Freiſ. Volksp.) eantragen, en S 518 e folg a guten, u u cAbg. Hraf n eiten u Lerleten, welche Au ßer den im 8.351 Abſ. 1 bezeichneten Aufgaben kann der Abs Stadthagen (Soz.) begründet den Antrag. Die, welche

das Zartsefüh e n ſt Vorſtand der Verſicherungsanſtalt unter Dugtinenung des Aus- die Koſten zu tragen haben, müſſen auch das Recht der
B. nicht gern die Schulden ihrer Männer an die große Glocke

nöchten. e h z3 Gröber (Ztr.) betrachtet das Geſetz als eine Abſchlags

zahlung.
den Sitz der

ſchuſſ es der Rentenſtelle die Kontrolle über die Entrichtung
der Beiträge, in gleicher Weiſe und mit Genehmigung der für

Rentenſtelle zuſtändigen Landeszentralbehörde

nennung der Beamten haben. Will man aus buregukratiſchen

Gründen nicht den Ausſchuß der n damitvertrauen, dann ſoll man die Ernennung wenigſtens dem Vor



ſtande überlaſſen. Sollten unſere beiden Anträge abgelehnt
werden, ſo iſt der letzte Antrag beſtimmt, dann wenigſtens die
Konſequenz zu ziehen. Glauben Sie, daß die Verſicherungs-
anſtalten die geeigneten Beamten nicht finden können, ſo ver-
ſchonen Sie dieſelben auch mit den Koſten und laſſen Sie dieſe
von dem weiteren Kommunalverband der Landes Zentral-
behörde tragen. Bedenken Sie vor der Abſtimmung, daß das
Zuſtandekommen der Rentenſtellen an einem Haare hängt.

Abg. Röſicke (wildlib.): Bei dem großen Wirkungskreiſe, der
den Rentenſtellen zugedacht iſt, iſt es nicht angängig, den Vor
ſtänden der Verſicherungsanſtalten das Recht der Ernennung
zu geben.

Abg. Richter (Freiſ. Volksp.) findet die ſozialdemokratiſchen
Anträge ſehr am Platze. Es gereiche ihm zur Genugthuung,daß nun auch die Nachbarn zur Linken dedenküch würden

gegenüber den Rentenſtellen, die in der That nur zu Verſor-
gungsanſtqglten für penſionierte Offiziere ſich geſtalten würden.

Abg. Röſicke (wildlib.) meint, eine größere Bureaukratiſierung
werde durch den S 51b in der Faſſung des Abg. Gerſtenberger
nicht herbeigeführt.

Damit ſchließt die Debatte. 8 51b wird unter Ablehnung
der ſozialdemokratiſchen Anträge mit dem Amendement Gerſten-
berger-Schmidt angenommen. 8 47, deſſen Beſchlußfaſſung
ausgeſetzt war, wird in der Kommiſſionsfaſſung angenommen,
unter Ablehnung des ſozialdemokratiſchen Abänderungsantrages
gegen die Stimmen der Sozialdemokraten, der freiſinnigen
Gruppen und eines Teiles der Nationalliberalen.

8 510 beſtimmt, daß die Zahl der Beiſitzer, ſo lange nicht
durch die Verſicherungsanſtalt eine größere Zahl beſtimmt iſt,
je einen aus der Klaſſe der Arbeitgeber und der Verſicherten
betragen ſoll.

Der Paragraph wird debattelos angenommen.
S 51 d enthält Beſtimmungen über die Amtsführung der Be-

amten der Rentenſtellen und ſagt im weiteren Durch das
Statut können über die Reihenfolge, in welcher die Beiſitzer
zu den Verhandlungen zuzuziehen ſind, Beſtimmungen getroffen
werden.

Die Abgg. Albrecht und Gen. (Sz.) beantragen ſtatt deſſen
folgende Beſtimmung: „Die Reihenfolge, in welcher die Bei-
ſitzer zu den Verhandlungen zuzuziehen ſind, iſt vom Vorſitzenden
zu Beginn des Geſchäftsjahres ſo feſtzuſetzen, daß die einzelnen
Beiſitzer möglichſt oft herangezogen werden.“

Abg. Stadthagen (Sz.): Wenn der Vorſitzende es in der
Hand hat, die Beiſitzer auszuwählen, die er zuzieht, ſo iſt der
Willkür Thor und Thür geöffnet. Das Prinzip, von vorn-
herein feſtzuſetzen, wer hinzugezogen werden ſoll, iſt in bürger-
lichen Rechtsſachen mit voller Entſchiedenheit betont. Merk-
würdig, daß es hier in Arbeiterſachen anders ſein ſoll. Die
Herren vom Zentrum haben dies Prinzip nimmer einen Pfeiler
des Zutrauens zu der Unabhängigkeit der Gerichte genannt.

Abg. Trimborn (Z.): Die Art und Weiſe, wie die Reihen-
folge der Beiſitzer iſt, muß nach verſchiedenen Geſichtspunkten
feſtgelegt werden. Aber ich ſtimme darin mit dem Abg. Stadt-
hagen überein, daß die Feſtſetzung durch Statut obligatoriſch
gemacht werden ſoll.

Abg. Stadthagen (Soz.): Wenn der Abg. Trimborn bean-
tragen würde, ſtatt „können“ „müſſen“ zu ſetzen, ſo würden
wir unſere Anträge zu gunſten des ſeinen zurückziehen.

Der Antrag der Sozialdemokraten wird abgelehnt und 8 51 d
unverändert angenommen, ebenſo die 8s8 510 und 51k, die be-
ſtimmen, daß die Rentenſtelle die Befugnis hat, Zeugen un-
eidlich zu vernehmen, und daß der Vorſtand der Verſicherungs-
anſtalt das Verfahren der Rentenſtellen regelt.8 51g beſtimmt, daß die Sandes-gentralbehörde den Renten-
ſtellen anſtatt der gutachtlichen auch entſcheidende Thätigkeit be-
züglich der Rentenbewilligung zuweiſen kann.

Abg. Richter (Freiſ. Volksp.) beantragt, dieſen Paragraphen
zu ſtreichen.

Abg. Möller (natl.) iſt für dieſe Beſtimmung, vorausgeſetzt,
daß ſie nur als Experiment aufgefaßt wird.

Nach einigen Bemerkungen der Abgg. Trimborn (Zentr.),
Röſicke (wildlib.) und Möller (natl.) erklärt Staatsſekretär
Graf Poſadowsky, daß die Verbündeten Regierungen nicht
die Abſicht haben, überall Rentenſtellen zu errichten, ſondern
erſt verſuchen werden, ob die Verwaltungs Organe die ihnen
durch das Haus übertragenen Funktionen werden ausführen
können. (Hört! hört!). Es handele ſich daher in der That nur
um einen Verſuch.

S 518 wird in der Kommiſſionsfaſſung angenommen, ebenſo
debattelos S8 51h und 51i.

S 51 h heißt in ſeinem erſten Abſatz: Wählbar zu Vertretern
der Arbeitgeber und der Verſicherten ſind nur deutſche männ-
liche volljährige im Bezirk der Verſicherungsanſtalt wohnende
Perſonen. Nicht wählbar iſt, wer zum Amt eines Schöffen un-
fähig iſt.

Abg. Wurm (Soz.) beantragt, das Wort männliche zu
ſtreichen. Die Frauen haben gleiche Pflichten, ſollten daher
auch gleiche Rechte erhalten. Es iſt Zeit, daß man von der
veralteten Anſchauung bezüglich der Frauen abgeht. Redner
beantragt ferner, ſtatt der Worte Nicht wählbar iſt, wer zum
Amt eines Schöffen unfähig iſt, die Worte zu ſetzen: Nicht
wählbar iſt, wer ſich nicht im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte
befindet oder durch richterliche Anordnung in der Verfügung
über ſein Vermögen beſchränkt iſt.

S 51h wird, unter Ablehnung der ſozialdemokratiſchen An-
träge, angenommen.

Bei 8 52a, der Strafbeſtimmungen für Perſonen enthält,
welche die Wahl ohne zuläſſigen Grund ablehnen, beantragt

Abg. Stadthagen (Soz.), daß, wenn die Schuld an demFortbleiben des Arbeiters der Arbeitgeber trägt, er auch die
Koſten zu tragen habe.

8 52a wird, unter Ablehnung des ſozialdemokratiſchen An-
trages, angenommen, ebenſo die folgenden.

S 59, der von der Haftung der Mitglieder der Organe handelt,
wird debattelos angenommen.

8 60 läßt die Ablehnung von Wahlen zu Ehrenämtern ſeitens
er Arbeitgeber nur aus denſelben Gründen zu, aus denen
as Amt eines Vormunds abgelehnt werden kann. Doch ſollen

durch das Statut die Ablehnungsgründe anders geregelt werden
können.

Abg. Stadthagen (Sozd.) beantragt, letztere Beſtimmung
zu ſtreichen. Wir wollen den Kreis der Ablehnungsgründe er
weitern, nicht einengen. Falls Sie in die Streichung nicht
willigen ſollten, ſo bitte ich Sie, dieſem Paſſus wenigſtens
folgende Faſſung zu geben:

„Durch das Statut können noch andere Ablehnungs-
gründe feſtgeſetzt werden.“

Der Rechtszuſtand wäre dann der, daß das Statut die bis-
herigen Ablehnungsgründe unter allen Umſtänden gelten laſſen
muß und nur noch weitere hinzufügen kann.

S 60 wird, unter Ablehnung des ſozialdemokratiſchen An-
trages, angenommen.

Die 88 61 und 61a werden debattelos angenommen.
S 62 verfügt, daß die Vertreter der Verſicherten in jedem

Falle, in welchem ſie zur Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten
berufen werden, die Arbeitgeber hiervon in Kenntnis zu ſetzen
haben, widrigenfalls ihnen die im S 58 vorgeſehenen Ent-
ſchädigungen verſagt werden können.

Abg. Molkenbuhr (Sozd.) beantragt, letztere Straf-
Beſtimmung aus dem Paragraphen zu entfernen. Ueberflüſſig
iſt ſie auf jeden Fall. Und es kann leicht geſchehen, daß der
Arbeiter dann auf die Frage, ob er ſeinem Arbeitgeber Mit-
teilung gemacht habe, eine unrichtige Auskunft erteilt, um nicht
der Entſchädigung verluſtig zu gehen. Es iſt ja die Möglich-
keit vorhanden, daß er ſeines Arbeitgebers gerade nicht habhaft
werden kann; derſelbe iſt vielleicht verreiſt: bei Hausarbeitern
geht es überhaupt tinim. Alſo, lehnen Sie dieſe überflüſſige
Strafbeſtimmung ab!e wird, unter Ablehnung des J r An
träges, angenommen, ebenſo die folgenden bis S 5 inkl.3 s 66 (Veränderung in den Bezirken der Verſicherungs-
anſtalten) hat die Kommiſſion einen Zuſatz beantragt, der die

Teilung der Auflöſung beſtehender Verſicherungsanſtalten vonder Zuſtimmung des Reichstags abhängig macht.

Bairiſcher Bevollmächtigter zum Bundesrat Miniſterial-
direktor Nitter von Herrmann bittet im Namen der bairi-
ſchen Regierung um Streichung des Zuſatzes, bei deſſen etwa-
iger Annahme ſich die bairiſche Regierung ihre Stellungnahme
zum Geſetze vorbehalten müſſe.Staatsſekretär Graf Pofadowsty ſchließt ſich dem Vor-
redner an und bittet um Streichung des Zuſatzes, der zudem
bloße Dekoration ſei.

Abg. Hitze (Zentrum) befürwortet den Zuſatz. Mit dem
Bundesrat habe man böſe Erfahrungen gemacht.

Abg. Gamp (freikonſ.): Gewiß habe man mit dem Bundes-
rat böſe Erfahrungen gemacht, zum Beiſpiel bei der Bäckerei-
verordnung. (Heiterkeit.) Jn dieſem Falle ſeien aber ſolche
böſe Erfahrungen nicht zu fürchten. Jm Falle der Annahme
des Zuſatzes werde er gegen das ganze Geſetz ſtimmen.

Abg. Stadthagen (Sozd.): Jch kann den Ausführungen
des Abgeordneten Hitze nur beipflichten. Soll der Reichstag
auf der einen Seite den mittelloſen Anſtalten helfen, ſo muß
er auf der andern Seite auch das Recht haben, über Trennung
und Zuſammenlegung der Anſtalten mitzureden. Es geht nicht
an, daß er das Recht hat, Geld zu bewilligen und daneben die
Pflicht zu ſchweigen. Die Ausführungen des Bair. Bundes-
ratsbevollmächtigten haben mich nicht zu überzeugen vermocht;
die Ausführungen des Abgeordneten Gamp beweiſen nur, wie
nötig es iſt, dem Reichstag ein Mitbeſtimmungsrecht zu ſichern.
Es heißt doch ein außerordentliches Mißtrauen gegen den
Reichstag hegen, wenn man annimmt, er werde einem ver-
nünftigen Organiſationsplan ſeine Zuſtimmung verſagen.
Uebrigens hebe ich ausdrücklich hervor, daß aus der Mitte des
Hauſes ein Antrag auf Streichung des Abſatzes nicht vor-
liegt.

Abg. Hilpert (Bair. Bauernb.) bittet, den einzelnen Regie-
rungen die Regelung dieſer Frage zu überlaſſen.

Direktor im Reichsamt des Jnnern Dr. Wodtke: Eine
Aenderung der Bezirke kann nur herbeigeführt werden von dem,
der die Verhältniſſe genau überſehen kann, und das iſt der
Bundesrat.

Abg. Röſicke (wildlib.): Wenn jetzt den einzelnen Regie
rungen dieſe Befugnis überlaſſen bleiben ſoll, ſo, haben wir
unſere ganze Arbeit umſonſt geleiſtet. Dann hätten wir es
gleich den Regierungen überlaſſen können, den Ausgleich ſo zu
ſchaffen, wie ſie es für richtig halten. Das Mißtrauen gegen
den Reichstag, daß er ſich vernünftigen Vorſchlägen gegenüber
ablehnend verhalten werde, iſt durchaus unberechtigt.

Staatsſekretär Graf Poſadowsky erwidert, der Bundesrat
werde erſt nach Abſchluß der zweiten Leſung Stellung zu den
Beſchlüſſen des Reichstags nehmen. Er hoffe jedoch, daß
ſich bis zur dritten Leſung ein Ausgleich ermöglichen laſſen
werde.

Abg. Gerſtenberger (Zentr.) iſt auch dafür, dem Reichstag
die betr. Befugnis zu überlaſſen, zu ihm können wir jedenfalls
mehr Vertrauen haben als zum Bundesrat.

Abg. Veckh (Freiſ. Volksp.) konſtatiert, daß die Stimmungdes Loairtſcher Volkes der vom bairiſchen Bundesratsbevoll-

mächtigten abgegebenen Erklärung entgegengeſetzt ſei.
Nach kurzen Bemerkungen der Abgg. Gamp (Reichspartei),

v. Saliſch (konſ.), Hilpert (Bair. Bauernb.) und Veckh (Freiſ.
Volkspartei) wird hierauf die Diskuſſion geſchloſſen und S 66
unverändert in der Faſſung der Kommiſſion angenommen.

Die Weiterberatung wird hierauf auf Donnerstag 1 Uhr
vertagt.

Tagesgeſuhichte.
Halle a. S., 8. Juni 1899.

Die erſte Leſung des Zuchthausgeſetz-Entwurfes wird
im Reichstage, nach einer telegraphiſchen Meldung,
Mitte nächſter Woche vorgenommen werden. Da dürfte
es jedenfalls etwas heiß hergehen.

Es wird immer ſchöner! Daß Zuchthausentwurf
ſeine Schatten vorauswirft, iſt ſchon verſchiedenartig beobachtet
worden. (Siehe auch unſere erſte Lokalnotiz in heutiger Num-
mer.) Daß man aber mit allen Mitteln „Terroriſierte“ ſchaffen
will, ſteht jedenfalls einzig da in der Geſchichte des deutſchen
Polizei und Juſtizweſens. Man höre folgenden Fall aus
Dresden, das ja bekanntlich Sachſens Hauptſtadt iſt, über
den die Sächſ. Arb.-Ztg. berichtet: Die Dresdener Maurer
ſtreiken zur Zeit. Ein minderjähriger Maurer erhält
dieſer Tage eine ſchriftliche Vorladung zu einer Vernehmung
auf die Polizeidirektion, und als er ſich pünktlich einſtellt, da
wird ihm die Frage vorgelegt, ob ihn jemand aufgereizt
oder gezwungen habe zu ſtreiken. Der Maurer erwiderte
höchlichſt verwundert: „Nein, das mache ich allein wie ich
will!“ worauf mit den Worten: „Nun, dann iſt es ja
gut!“ die denkwürdige Unterredung ihr Ende fand.

Wohlgemerkt, dieſer Maurer hat niemandem gegenüber auch
nur ein Wort davon fallen laſſen, daß er ſich bedroht fühle,
daß er nur gezwungen die Arbeit niedergelegt habe!

Um ſo rätſelhafter die Vorladung!
Oder auch nicht!

einer vereinzelten Handlung, ſondern mit einem Syſtem zu
thun. Nur ſo wird die Sache verſtändlich, wenn wir an-
nehmen, daß ein oder auch alle Bauunternehmer der Polizei
Liſten der Streikenden überreicht haben und die Polizei danach
auf gut Glück die Minderjährigen vorladen läßt, um von ihnen
beſtätigt zu hören, was Unternehmer und Polizei anſcheinend
als ſicher annehmen, was ſie aber bis jetzt noch nicht haben
ermitteln können nämlich, daß geſetzwidrige Einwirkungen,
Bedrohungen uſw. gegen Arbeitswillige verübt worden ſind.

Es wäre allerdings in der Zeit der Zuchthausvorlage fatal,
wenn die Polizei nicht auch vom großen Dresdener Maurer-
ſtreik mit einem großen Strauß recht grauſiger Ausſchreitungen
aufwarten könnte. Dem Mangel muß unbedingt abgeholfen
werden und vielleicht finden ſich unter den Minderjährigen
einige, die, beklommen von der Vorſtellung, vor der Polizei
zu ſtehen ſich erinnern, daß ſie auf Grund der Ermahnung
irgend eines Kollegen ſich veranlaßt geſehen haben, die Arbeit
riederzulegen. Und wie könnte es einem Staatsanwalt

Schwierigkeit machen, aus einer Ermahnung und eindring-
lichen Vorſtellung eine Drohung u. a. m. herauszudeſtillieren.

Die Dresdener Polizei wird ſich ſicherlich die höchſte Zu
friedenheit des Unternehmertums erwerben die Geſchichte
der Kämpfe der deutſchen Arbeiter ums Koalitionsrecht aber
iſt um ein lehrreiches Blatt reicher.

Frhr. v. Stumm hat ſich im Reichstage auf drei Wochen
beurlauben laſſen, weil er noch unter den Folgen des ihm
zu Pfingſten zugeſtoßenen Unfalles leide. Er wird nach der
Poſt kaum vor einigen Wochen im ſtande ſein, den rechten Arm
völlig zu gebrauchen oder auch die Reiſe nach Berlin ohne Be-
denken zu unternehmen. Schade, daß Herr Stumm der
event. erſten Leſung der Zuchthausvorlage nicht beiwohnen
kann er würde jedenfalls nicht angenehm berührt werden von
den wuchtigen Anklagen, die ihm als Vater der Vorlage über
ſein Kind vorgehalten werden.

Die Nationalliberalen und die Zuchthausvorlage. Die
nationalliberale Preſſe iſt entzückt von der Zuchthausvorlage
Kein Stummblatt konnte mit mehr begeiſterter Roheit über das
Machwerk der „erlöſenden That“ jubeln als die Köln. Zig.
Aber auch andere Blätter der nationalliberalen Partei bis zum

e

linken Flügel hin ſtimmen der Vorlage mehr oder minder zu.

Wir haben es hier jedenfalls nicht mit

Das iſt die Preſſe derſelben Partei, die ſich ſtets rühmt, bei
der Schaffung des Koalitionsrechtes beſonders mitgewirkt zu
haben. Wird die nationalliberale Partei den Spuren ihrer
Preſſe ſolgen? Kaum ein Zpweifel, daß das Gros der Partei
dies thun wird. Wie aber werden ſich die Baſſermann und
v. Heyl ſtellen? Es ſei erinnert an die Reichstags Debatte
vom Anfang Mai d. J. über die Errichtung von Arbeiter
kammern. Da ſagte der nationalliberale Abgeordnete v. Heyl
zu Herrnsheim wörtlich:

„Jch bin dieſer Tage in Sachſen geweſen und habe mit
einer ganzen Reihe von ſachverſtändigen Fabrikanten und
anderen Perſonen geſprochen, welche ſagten, es wäre gar
nicht zu ermeſſen, welcher Schaden in Sachſen durch
die Ankündigung der Zuchthausvorlage angerichtet
worden iſt. Die Vorlage kennen wir nicht, ich per-
ſönlich ſtehe auf dem Standpunkt: dieſe Vorlage, ſie mag
ausfallen wie ſie will, ich lehne ſie unbedingt ab. Jch
halte eine derartige Vorlage ſelbſt in der abgeſchwächteften
Form in dieſem Augenblick, wo ein Bedürfnis nach keiner
Richtung vorliegt, für eine ſchwere Erſchütterung der fried-
lichen Empfindungen in den Kreiſen der ſtaatstreuen Arbeiter.

(Sehr richtig
Aber die Koalitionsfreiheit in dieſem Augenblick anzu-

taſten oder für das Poſtenſtehen neue Beſtimmungen zu
treſjen, welches in München, wie aus dem Bericht des Fabrik-
inſpektors hervorgeht, auf Grund des beſtehenden Strafgeſetz-
buches kürzlich beſtraft worden iſt, das halte ich für einen
großen Mißgriff. Jch ſpreche hier für meine Perſon allein
(Zuruf von den Nationalliberalen), aber ich halte mich für
verpflichtet, den Angriffen der Preſſe gegenüber ganz offen
Farbe zu bekennen und eine Anficht auszuſprechen, die in
weiten Kreiſen in Süddeutſchland geteilt wird. (Sehr
richtig

So kämpften in den erſten Maitagen hervorragende Abgeordnete
der nationalliberalen Partei gegen die angekündigte Zuchthaus-
vorlage. Jn den erſten Junitagen ſtimmt die Preſſe derſelben
Partei Freudenhymnen ob des Erſcheinens derſelben Vorlage
an. Damals entſpann ſich eine ſpitzige Fehde zwiſchen dem
nationalliberalen Großinduſtriellen v. Heyl und Frhrn. von
Stumm, dem Einſlüſterer der Zuchthausvorlage. Jetzt ſind
die Ausführungen der nationalliberalen und freikonſervativen
Preſſe zum Verwechſeln ähnlich. Werden die Heyl und Baſſer-
mann feſt bleiben oder werden ſie eine Zuchthausvorlage nicht
für bedeutſam genug halten, um mit ihren zuchthausfreund-
lichen Parteigenoſſen ernſthaft zu hadern

Es giebt gar keine Zuchthausvorlage wenigſtens
nach Anſicht der Dresdener Polizei! „Jch mache darauf auf
merkſam, daß der Ausdruck Zuchthausvorlage“ nicht
mehr geſtattet wird!“ ſo verkündete am Sonnabend in
einer Metallarbeiter- Verſammlung zu Pieſchen der überwachende
Polizeibeamte.

Prächtig! Eine Geſetzvorlage, in der Zuchthausſtrafe an-
gedroht wird, darf nicht Zuchthausvorlage genannt werden!
Ob die Polizei glaubt, die Empörung der Arbeiterſchaft, ihr
flammender Proteſt werde weniger ſcharf werden, wenn der
Vorlage auf Befehl der Polizei ein anderes Etikette aufgeklebt
wird? Sie würde ſich ſehr irren! Und wenn in Sachſen die
Polizei, dank des elendeſten Verſammlungsrechts, es verhindern
kann, daß das Ding beim rechten Namen genannt wird
die Vorlage wird weiter genannt werden, wie ſie ſeit dem
Tage der Rede zu Oeynhauſen geheißen hat: Zuchthaus-
vorlage.

Jm preufßziſchen Abgeordnetenhauſe wurde am Mitt-
woch die zweite Beratung des Geſetzentwurfs betr. die ärzt-
lichen Ehrengerichte vorgenommen, und zwar mit jener ſchönen
Haſt, mit der das erleuchtete Dreiklaſſenhaus alle nicht auf
Bereicherung der Rittergutsbeſitzer zugeſchnittenen Geſetze abzu
thun pflegt. Vergebens kritiſierte Dr. Langerhans, ſelbſt
ein Arzt, die in der That außerordentlich anfechtbaren und
ſelbſt in ihrer Wortfaſſung loddrigen Paragraphen des Ge-
ſetzes, vergebens wies er darauf hin, daß die Aerzte ſelbſt, die
doch die „Nächſten dazu“ ſind, in ihrer ungeheuren Mehrzahl
von der Sache nichts wiſſen wollen, half alles nichts; von
der großen konſervativ-ultramontan nationalliberalen Majorität
des edlen und volkstümlichen Hauſes wurden alle freiſinnigen
Anträge abgelehnt: nach bewährten Muſtern zog man es vor,
auf gute Gründe mit Schweigen zu antworten.

Nach dem Aerztegeſetz kam ein Antrag des Polen Motty
zur Sprache, der ſich in übrigens ſehr zahmer Weiſe gegen
das übermäßige Prügeln in der Schule wendet. Selbſtredend
teilte dieſer polniſche Antrag das Geſchick der Langerhansſchen
Abänderungsanträge zum Aerztegeſetz: er wurde abgelehnt:
nicht einmal alle freiſinnigen Abgeordneten blieben bei der
Stange. Trotzdem ſoll Mottys Verdienſt nicht geſchmälert
werden er hat Konſervativen und Zentrumsmännern Gelegen
heit geboten, einmal wieder vor aller Welt ihr prügel-
freudiges Herz zu offenbaren.

Ausland.
Zur Affaire Dreyfnus.

Die Verhandlung gegen Zola vor dem Schwurgericht in
Verſailles wird wegen der Krankheit Laboris, Zolas Vertei-
digers, erſt im Juli ſtattfinden. Uebrigens beabſichtigt die
Senatskommiſſion, welche mit der Prüfung des Amneſtiegeſetzes
betraut iſt, den Text dahin abzuändern, daß Zola von der
Amneſtie nicht mehr ausgeſchloſſen bleibt. Die Regierung,
welche lebhaft wünſcht, daß kein neuer Zola-Prozeß ſtattfindet,
wird die diesbezüglichen Anträge der Senatskommiſſion unter
ſtützen.

Jn der italieniſchen Kammer beantragte der Sozialiſt
Biſſolati, dem franzöſiſchen Präſidenten Loubet, der am
letzten Sonntag von reaktionären Fanatikern beſchimpft wor-
den iſt, die Sympathiegefühle der italieniſchen Kammer aus-
zuſprechen. Der Präſident erklärte, dies thun zu wollen. Wie
gerade ein Sozialiſt dazu kommt, dem Präſidenten einer
Bourgeoisrepublik wegen eines kleinen Zwiſchenfalles
allerunterthänigſt zu huldigen, iſt uns nicht recht verſtändlich.

Barteinachrichten,
Totenliſte der Partei. Sonnabend abend ſtaro in

Braunſchweig im Alter von 61 Jahren der Reichstagskandidat
des 2. braunſchweigiſchen Wahlkreiſes, Wilhelm Wenzel, an
einem langwierigen Leiden, welches ihn ſeit Monaten an das
Bett feſſelte und durch welches die linke Seite des Körpers
vollſtändig gelähmt wurde, ſo daß vor einigen Wochen, als die
Braunſchweiger Genoſſen davon erfuhren, ſeine Ueberführung
von ſeinem Wohnſitz Königslutter nach dem Krankenhauſe in
Braunſchweig auf Parteikoſten veranlaßt wurde. Die Partei
iſt durch den Verluſt um ſo ſchmerzlicher betroffen, als Genoſſe
Wenzel einer der beſten der Genoſſen, ſtets bereit zum Kamff,mit Hintanſetzung ſeines eigenen Jchs überall für das Wohl
der Arbeiter und für die Aufklärung der Maſſen einzutreten
bereit war.

Lokales und Propinzielles.
Halle a. S., 8. Juni 1899.

Arbeiter, Parteigenoſſen! Am Sonnabend
werden auch die Arbeiter der Vororte von Halle geger
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Deren t Entrechtung durch das Zuchthausgeſetz
Pro z nlegen. Es werden drei Verſammlungen ab
e ten und zwar in Kröllwitz, im Gaſthaus zum
Lin enhof, in Tro tha, im Gaſthof zur Sachſenburg,
und in Nietleben, im Gaſthof zur Sonne. Es iſt
notwendig, daß die Parteigenoſſen des Saalkreiſes
heute ſchon die Agitation für den Beſuch der Ver-
ſammlungen beginnen, damit dieſelben ſich zu impoſanten
Demonſtrationen geſtalten. Der herrſchenden Klaſſe
muß gezeigt werden, daß die Arbeiterſchaft nicht gewillt
iſt, ſich knebeln und unterdrücken zu laſſen, daß ſie auf
dem Poſten iſt. Jeder Arbeiter, der nur auch einen
Funken von Klaſſenbewußtſeiztſein aufgenommen hain den Verſammlungen erſcheinen! n pot, weiſe

Unter den Schatten der Zuchthausvorlage.

J v MSpemete Aal n a kewlattes vom 10. Mai war unter der
er eher v mmerer! vom Redakteur Genoſſen
mal eine Beunruhigi 4 r a Feun wieder indeshalb unſer Reb ar. es Publikums erblickt wurde und

ſer Redakteur vor das Schöffengericht geladen
worden war. Jn dem Artikel, der gegen den Unfugspara-
an rrnt ſoll, hieß es: In den letzten Tagen ſind auf
n Metern e e von auswärts eingetroffen, um bei
treten. Dieſes laſſe t e pewigt haben, in Arbeit zu
Meiſter in allen Plovingblate m in daß Jedenfalls die
anden. Dann wer ät ern nach arbeitswilligen Zimmerern

den. Daun wurde im Artikel ein Jnſerat des Merſe-
durger Korreſpondent vom 7. Mai mitgeteilt, wonach der
Zimmermeiſter Karl Zabel hier Zimmerleute ſucht. Weiter
wurde geſagt, daß Zabel zu denjenigen Meiſtern gehöre, die
noch nicht m pitlgt haben. Er ſucht ſich durch Arbeitswillige

n glaubt, um die Bewilligung der Forderungen
Ausſtändigen herum zu kommen. Es ergehe deshalb an

alle Zimmerer die dringende Mahnung, dafür zu ſorgen, daß
die Plätze der Ausſtändigen nicht durch Arbeitswillige beſetzt
werden.
Genoſſe Swienty übernahm die Verantwortung für dieſe

z otiz und beſtritt, daß dadurch grober Unfug verübt worden
ſei. Das hieſige Schöffengericht habe früher in zwei Fällen,
wo an ähnliche Artikel noch die Schlußbemerkung: „Zuzug
fernh alten“ angeknüpft war, auf Freiſprechung erkannt und
der Gerichtshof werde heute den alten Rechtsſtändpunkt nicht
verlaſſen können. Die Notiz enthalte nur eine Mahnung an
die Zimmerer; es ſeien keineswegs Zwangsmittel gegen Arbeits-
willige oder Unternehmer angeprieſen worden und deshalb
könne unmöglich darin eine Beunruhigung erblickt werden.

Amtsanwalt Weydemann war anderer Anſicht und führte
zur Begründung der Anklage aus, daß der Artikel einen weſent
lich anderen Wortlaut habe als die früheren. Die direkte Auf-
forderung, nicht zu Zabel zu gehen, um dort zu arbeiten, ſei
durchaus geeignet, eine Beunruhigung hervorzurufen. Zumal
wenn die Aufforderung im ſozialdemokratiſchen Parteiorgan
geſchehe. Vei der ungeheuren Verbreitung, die das
Volksblatt habe und die auch anerkannt werden mufßz,
werde der Lohnſtreit weit über ſeine Grenzen ausgedehnt. Es
werden dadurch Leute veranlaßt zu dem Streik Stellung zu
nehmen, die gar nicht Zimmerer ſind. Nicht nur die Zimmer-
meiſter, ſondern auch die Arbeitswilligen werden beunruhigt.
Beiden Gruppen werden große Unannehmlichkeiten bereitet.
Man habe hier in Halle wiederholt beobachtet, daß ſich Lohn-
ſtreitigkeiten anfänglich in ruhigen Bahnen bewegten. Sobald
ſich aber das politiſche Blatt einmengte, kam es zu
Gewaltthätigkeiten, bei denen dann mit Knüppeln und
Handwerkszeug gegen Arbeiswillige vorgegangen
wurde. Durch die Hetzartikel des Volksblattes würden
beſonders enragierte Parteigenoſſen zu Gewaltthätigkeiten auf-
gefordert. Durch das Hetzblatt erſt nehme der Streik Dimen-
ſionen an, die zweifellos eine große Beunruhigung der Unter-
nehmer und Arbeitswilligen im Gefolge haben müßten. Eine
Geldſtrafe treffe den Angeklagten nicht, da ſeiner Erinnerung
nach ein Parteigenoſſe einmal ſelbſt zugegeben habe, Geld-
ſtrafen würden von der Parteikaſſe bezahlt. Es ſei deshalb eine
Haftſtrafe von 14 Tagen zu beantragen.

Genoſſe Swienty entgegnete dem Herrn Weydemann, er
ſollte doch als Amtsanwalt eigentlich nur das ſagen, was be-
wieſen werden kann. Die Bezeichnung Hetzartikel kommt
dem Amtsanwalt nicht zu und gegen die Bezeichnung Hetz-
blatt müſſe er ganz entſchieden Verwahrung einlegen.
Es ſei unerfindlich, wie der Vertreter der Anklage dazu komme,
zu behaupten, ſobald ſich das Volksblatt in einen Lohnſtreit
eingemiſcht habe, ſei mit Gewaltmitteln vorgegangen worden.
Es kann nicht beſtritten werden, daß bei Streiks Gewaltthätig-
keiten paſſieren dieſe ſind aber, prozentual gerechnet, ſo mini-
mal, daß ſie gar nicht als erheblich ins Gewicht fallen. Von
zirka 500000 Streikenden wurden im Jahre 1897 nur
254 beſtraft. Wenn man beiſpielsweiſe die Beſtrafungen
der Poliziften wegen Mißbrauch ihrer Amtsgewalt
zuſammenſtellen wollte, ſo würde wohl ein bedeu-
tend höherer Prozentſatz herauskommen. So lange
die ſog. Zuchthausvorlage noch nicht Geſetz ſei, beſtehe doch
noch Streikfreiheit und könne eine Beſtrafung in dieſem Falle
nicht eintreten. Der Artikel ſei eine Folge der Ausübung des
Koalitionsrechts und die angebliche Beunruhigung ſei ein geſetz
lich gewährleiſtetes Recht. Den Arbeitern ſtehe heute noch das-
ſelbe Recht zu wie den Unternehmern, die mit ſchwarzen Liſten
uſw. gegen die Arbeiter vorgehen. Er beantrage, auf Frei-
ſprechung zu erkennen.

Herr Wenydemann erwiderte, der Vergleich der Poliziſten-
Vergehen mit den Streikvergehen hinke, da Poliziſten nicht
wegen Streiks, ſondern wegen anderer Vergehen beſtraft wor-
den ſind. Wenn man aber alle Vergehen und Verbrechen
der verehrten Parteigenoſſen des Herrn Swienty zu-
ſammenſtellen wollte, ſo würde noch ein weit höherer Prozent-
ſatz herauskommen. Jm übrigen, meinte der Amtsanwalt,
habe der Angeklagte kein Recht, ſeine Darlegungen zu kriti-
ſieren. Die Kritik ſei eine Anmaſzung des Angeklagten. Wenn
der Angeklagte ſich verletzt fühle, ſo könne er ſich bei ſeinem
Vorgeſetzten, dem Erſten Staatsanwalt, beſchweren.

Das Urteil lautete nach kurzer Beratung dem Straf-
antrag gemäß auf 14 Tage Haft.

Der Gerichtshof ſei zu der Ueberzeugung gelangt, ſo führte
der Vorſitzende, Aſſeſſor Göſchen aus, daß Geldſtrafen bei
dem Angeklagten nicht ziehen, es ſei deshalb auf eine
Haftſtrafe erkannt worden, und nur dem Umſtande, daß der
Angeklagte noch keine Gefängnisſtrafe verbüßt habe, habe er
es zu verdanken, daß die Strafe ſo niedrig bemeſſen wor-
den ſei, im anderen Falle hätte das Gericht auf eine bedeu-
tend höhere Strafe erkannt. Wenn der Angeklagte ſich da
rauf ſtütze, daß in früheren Fällen von demſelben Gericht bei
dem Zuſatz der Notiz: „Zuzug fernhalten“ auf Freiſprech-
ung erkannt worden ſei, ſo liege der vorliegende Fall
anders da in dieſem Artikel direkt auf einen Unter-
S hingewieſen worden ſei. Der Vorſitzende ſtehe
noch heute auf dem Standpunkte, daß in der Notiz. „Zuzug
fernhalten“ keine Beunruhigung erblickt werden könne. Jm

vorliegenden Falle habe ſich das Gericht aber vollſtändig
auf den Standpunkt des Herrn Amtsanwalts ge-
ſtellt. Jeder weiß, daß heute bei einem Streik
Arbeits willige

ihres Lebens nicht mehr ſicher ſind, daß ſie durch die
Streikenden

dem Jammer und Elend preisgegeben werden.
Volksblatt unterſtütze dieſe Beſtrebüngen und fache ſie an.
Deshalb war wie geſchehen zu erkennen.

Das

Die Zuchthausvorlage hat den Reichstag zwar noch nicht
beſchäftigt, aber ſie wirft bereits ihre Schatten in auffallender
Weiſe. Derſelbe Gerichtsvorſitzende, der noch vor einem halben
Jahre in einem ähnlichen Falle ausgeführt hatte, es fehle jeder
Nachweis darüber, wer r worden ſein könne, hat
dieſen Nachweis geſtern als erbracht angeſehen und der Ge-
richtshof hat die in dieſem Falle ungemein hohe Strafe aus-
geſprochen. Herr Aſſeſſor Göſchen hat ſich zwar dagegen ver-
wahrt, daß die früheren Fälle ebenſo gelegen hätten, wie der
diesmalige. Er ſei ein weſentlicher Unterſchied vorhanden.
Wir werden aber morgen den Nachweis führen, daß der That-
beſtand in zwei Fällen derſelbe geweſen iſt. Verurteilung hin,
Verurteilung her, das iſt nichts Neues mehr, daß der grobe
Unfugsparagraph da einſpringen muß, wo alles verſagt und
doch eine Verurteilung erzielt werden möchte. Das Charakteriſtiſche
an der geſtrigen Verhandlung ſind die Aeußerungen des An
klägers und iſt die Begründung der Anklage. Es iſt der
Geiſt des Zuchthauskurſes, der daraus ſpricht. Trotz-
dem die Arbeiterſchaft noch dem gemeinen Rechte unterſteht,
trotzdem das Koalitionsrecht vorläufig noch geſetzlich geſichert
iſt, kann ein Gericht ein Urteil unter derſelben Begründung
ausſprechen, die der Zuchthausvorlage mit auf den Weg ge-
geben worden iſt. Woher hat denn der Herr Aſſeſſor Göſchen
die Kenntnis daß Arbeits willige heute nicht mehr
ihres Lebens ſicher ſind, woher hat Herr Göſchen die
Kenntnis, daß ſie von den Streikenden dem Jammer und
Elend überantwortet werden? Woher, fragen wir. Hat
er ſelbſt ſchon einmal unter den Arbeitswilligen geſtanden, iſt
er ſelbſt ſchon einmal ſeines Lebens nicht ſicher geweſen
Oder ſtützt ſich ſeine Kenntnis nur auf die Berichte von ver-
logenen kapitaliſtiſchen Blättern? Es war ſehr unvorſichtig
von dem Herrn Aſſeſſor, ſich zu ſolchen Behauptungen zu ver-
ſteigen. Behauptungen, unerwieſene und unerweisbare Be-
hauptungen! Er hat ſich aber immerhin Dank erworben. Mit
der wünſchenswerteſten Deutlichkeit iſt der Arbeiterſchaft wieder
einmal gezeigt worden, welches Verſtändnis die Rechtſprechen-
den ihren Beſtrebungen entgegenbringen. Daß Herr Weyhde-
mann die jetzt ſo ſeltene Gelegenheit nicht ungenutzt vorüber-
gehen laſſen würde, war zu erwarten. Seine Behauptungen
werden darum niemanden befremden. Daß aber der Gerichts
hof ſich voll und ganz ſeinen Ausführungen anſchloß, iſt ein
charakteriſtiſches Zeichen der Zeit.

Und dann die Begründung des Strafmaßes. Geldſtrafen
ziehen bei dem Genoſſen Swienty nicht mehr, ſo ſagte HerrGöſchen wörtlich. Woher dieſe Kenntnis fragen wir wieder.

Der Genoſſe Swienty hat ſchon eine ganze Anzahl Beſtraf-
ungen zu verzeichnen; die Klagen drängten ſich aber auf einen
ganz kurzen Zeitraum zuſammen, die „Verbrechen“ waren
größtenteils ſchon begangen, ehe die erſte Strafe ausgeſprochen
wurde. Der Herr Aſſeſſor glaubt wahrſcheinlich, daß die vier-
ehntägige Haftſtrafe bei unſerem Genoſſen „ziehen“ wird.

er unter dem „Ziehen“ ein Nachlaſſen der Ueberzeugung
verſteht, dann täuſcht er ſich natürlich.
von etwas widerſtandsfähigerem Stoff.

Das Volksblatt ſchürt die Streiks, ſo behauptet Herr Weyde-
mann mit dem ihm eigenen Bruſtton der Ueberzeugung. Jeder
Streikleiter, jedes Mitglied einer Lohnkommiſſion wird dem
Herrn auf Befragen erzählen können, welche Kämpfe die Volks-
blatt- Redaktion mit den Streikenden, beſonders bei Streiks von
Unorganiſierten, bei denen die wenigen Ausſchreitungen haupt-
ſächlich vorgekommen ſind, ausgefochten hat und noch ausfechten
muß, wie ſie abrät, mildert, zur Ruhe mahnt, vor Vergehen
warnt. Herr Weydemann freilich behauptet von dem „Hetz-
blatte“ das Gegenteil, und Herr Weydemann iſt ein ehren-
werter Mann.

Jeder Kenner der thatſächlichen Verhältniſſe wird wohl die
Argumentation des Herrn Weydemann und die Begründung
des Gerichts mit Erſtaunen vernehmen. Den Arbeitern aber
hat die r des Gerichts wieder einmal mit der größten
Deutlichkeit gezeigt, was ihrer harrt, wenn die Zuchthausvor-
lage erſt Geſetz wird. Das Urteil und ſeine Begründung wird
für ſie nur ein weiterer Anſporn ſein, für die Aufklärung
ihrer Arbeitskollegen zu wirken, um ſo die Schläge des Klaſſen-
ſtaates zu parieren.

Achtung, Steinſetzer! Jn Erfurt ſind bei der Firma
Spieß Differenzen ausgebrochen.

Die hieſigen organiſierten Buchdrucker haben unterm
26. Mai an Magiſtrat und Stadtverordneten-Verſammlung
eine Petition gerichtet, welche fordert, die ſtädtiſchen Behörden
mögen bei Vergebung der ſtädtiſchen Druckarbeiten nur ſolche
Firmen berückſichtigen, welche den vom Tarifamt der deutſchen
Buchdrucker ausgegebenen Tarif ſchriftlich anerkannt haben und
in allen ſeinen Beſtimmungen innehalten. Auf die Begrün-
dung der Petition kommen wir morgen zurück.

Der Patriotismus der hieſigen Bauunternehmer
zeigt ſich wieder einmal in hellſtem Lichte. Geſtern ſind vierzig
italieniſche Maurer hier angekommen, die ſich die hieſigen Bau-
unternehiner verſchrieben haben, um ſie beim Bau der Kaſerne
zu beſchäftigen. Der deutſche Arbeiter muß die Laſten für den
Militarismus einbringen, wenn er aber hofft, bei Aufwendungen,
die für dieſen gemacht werden, Arbeit zu erhalten, etwas zu ver
dienen, dann täuſcht er ſich gewaltig. Dieſelben Unternehmer,
die als Stadtverordnete und ſonſtige Kommunalgrößen ihren
Patriotismus bei jeder Gelegenheit zur Schau tragen, den
Hohenzollernherrſchern Denkmäler zu errichten trachten, im-
portieren Jtaliener und Polen, weil dieſe billiger arbeiten.
Wahrer Patriotismus iſt, auf die Wohlfahrt ſeiner Volks-
genoſſen bedacht zu ſein. Unſere Bau und andere Unternehmer
verſtehen unter Patriotismus nur die Mittel, die ihnen einen
möglichſt hohen Profit ſichern. Daß dabei die Nation auf ein
immer tieferes Kulturniveau herabgedrückt wird, kümmert ſie
wenig. Sie bleiben ja Patrioten trotz alledem.

Zwei Unfälle meldet der Klinikbericht. Während ihrer
Beſchäftigung im Waſchkeller kippte ſich die Ehefrau Thereſe
Göricke ein mit kochendem Seifenwaſſer gefülltes Schöpfgefäß
auf die Füße, ſo daß die Bedauernswerte dadurch ſchwere Verbrennungen erlitt. Geſtern abend gegen 95 l r wurde in
der Merſeburgerſtraße die Ehefrau des Formers Wilh. Weiſe
von dem Former Auguſt Hagelganz mit einem ſogenannten
Putzeiſen in das linke Auge geſtochen.

Polizei und Publikum. Hieſige Blätter wußten geſtern
zu berichten: „Jn der Nähe der Moritzbrücke entſtand geſtern
abend ein großer Menſchenauflauf dadurch, daß ein Lattcher
ſchlimmſter Sorte wegen unflätigen Betragens zur Polizeiwache
gebracht werden ſollte. Der rüde Burſche ſetzte den Beamten
heftigen Widerſtand entgegen, warf ſich auf die Erde und ſchlug
und trat um ſich. Das Publikum verhielt ſich vollſtändig paſſivja, es fand zum Teil ſogar Gefallen daran, zu ſehen, wie ſich
die Polizeibeamten abmühten, den renitenten Menſchen auf die
Beine zu bringen. Mehrere im Publikum befindliche Kollegen

Sozialdemokraten ſind

des Lattchers ermunterten dieſen obendrein noch zum Wider-
ſtand. Der Burſche wird ſich wegen Widerſtand gegen die
Staatsgewalt zu verantworten haben.“ Dieſer Vorfall zeigt,
deutlich, welche Sympathien der Polizei vom Publikum entgegen-
gebracht werden.

Die Zirkus Saiſon hat ihr Ende erreicht. Heute Frei-
tag findet die Abſchieds- Vorſtellung ſtatt. Dieſelbe bildet gleich-
zeitig den Ehrenabend für Herrn Direktor Wulff. Wenn wir
einen Rückblick auf die dargebotenen Leiſtungen werfen, ſo
können wir demſelben eine rühmende Anerkennung nicht ver-
ſagen.

h Zeitz. Morgen, Freitag, abend findet im „Heitern Blick“
in der Lindenſtraße eine öffentliche Verſammlung ſtatt, zu der
jedermann Zutritt hat. Der Sprecher der freireligiöſen Ge-
meinde, Herr Wolf s dorf aus Weißenfels, wird referieren
über: „Jſt die Bibel Gottwort oder Menſchenwerk?“ und über
ſeine Verurteilung wegen Gottesläſterung. Bekanntlich wurde
vor kurzem eine Verſammlung aufgelöſt, in welcher derſelbeReferent auch über das erſte Thema ſprach und wobei er eine

Beleidigung der Geiſtlichkeit begangen haben ſoll. Die Antwort
auf die Beſchwerde über die aufgelöſte Verſammlung iſt unſeren
Leſern noch im Gedächtnis, da ſie erſt in vergangener Woche im
Volksblatt wiedergegeben war. Jedenfalls wird auch die Ver-
ſammlung am Freitag gut beſucht werden, freie Diskuſſion iſt
jedem zugeſichert. Die Lehrer und Geiſtlichen ſind ebenfalls
eingeladen, ſie mögen beweiſen, ob der Referent recht hat oder
nicht. Jn der aufgelöſten Verſammlung ſagten einige dieſer
Herren ihr Wiedererſcheinen zu.

h. Zeitz. Der Nutzen der Organiſation.
hieſigen Lohgerber hatten an ihre Arbeitgeber das Erſuchen ge-
ſtellt, den Arbeitslöhn zu erhöhen. Die Arbeitgeber ſind jetzt
dieſem Verlangen nachgekommen, ſo daß jetzt jeder Gerber
zirka vier Mark pro Woche mehr verdient. Die Lederfärber,
die derſelben Organiſation angehören, haben ebenfalls den An-
trag auf Lohnerhöhung geſtellt. Hier ſchweben die Verhand-
lungen noch. Die in Zeitz beſchäftigten Weißgerber, Gerber
und Lederfärber ſind faſt alle organiſiert, daher der Erfolg.
Die Gerber haben die Lohnerhöhung erlangt, ohne auch nur
eine Minute die Arbeit auszuſetzen. Es geht alſo auch ohne
Streik, ſobald nur alles einig iſt. Andere Arbeiterkategorien
ſollten ſich dieſe Einigkeit zum Muſter nehmen.

Bitterfeld. „Jagdfrevler.“ as Wild verurſacht den
Landleuten in der Umgegend großen Schaden. Mehrere Land-
wirte aus Krina ſuchten das Wild dadurch zu verſcheuchen,
daß ſie in der dortigen Feldmark umherzogen und mit allerlei
Gegenſtänden Lärm machten. Jnfolgedeſſen ſoll die Jagd faſt
erfolglos geweſen ſein. Der Jagdpächter ließ aufpaſſen und
drei Landwirte wurden abgefaßt. Das Gericht verurteilte ſie
vor einigen Tagen wegen Jagdfrevel zu je 60 M. Geld-
ſtrafe.

Magdeburg. Kindesmord aus Not. Die Arbeiterin
Emma Lüdde in Burg, die von ihrem Manne getrennt lebt,
der den älteren Sohn bei ſich hat, während der jüngere bei
der Mutter war, hatte dieſen, einen 2 jährigen Jungen, mit
einem Bettkiſſen erſtickt, weil ſie bei einem Wochenlohn von
6 M. mit dem Kinde nicht auskommen konnte. Das Schwur-
gericht verurteilte ſie zu 14 Jahren Zuchthaus und zehn
Jahren Ehrverluſt.

Aus dem Reiche.
Münſter. Eiſenbahnunfall. Am Dienstag nachmittag

12 Uhr 40 Minuten entgleiſte der Güterzug 9781 in Km. 211-212
der Strecke Rheine--Salzbergen. Der Zugführer iſt tot.
15 Wagen ſind ſtark beſchädigt. Strecke vorausſichtlich 24 Stunden
geſperrt. Der Perſonenverkehr wird durch Umſteigen aufrecht
erhalten. Die Unterſuchung iſt ſofort eingeleitet.

emel. Schiffsuntergang. Mittwoch vormittag iſt
das mit Heringsladung vom Haugſund nach Memel beſtimmte
norwegiſche Segelſchiff „Septima“ bei Memel geſtrandet und
rig zertrümmert worden. Der Kapitän wurde gerettet, die
aus drei Mann beſtehende Beſatzung iſt ertrunken.Stettin. Verbrannt. Beim rande eines Wohnhauſes
hat ne 7 Perſonen ſtarke Familie ihren Tod durch Erſticken
gefunden.

Leipzig. Die Polyphon-Werke in Wahren ſind bis
auf die Grundmauern niedergebrannt. Maſchinen u. Vorräte
ſind vernichtet. 700 Arbeiter ſind brotlos.

Breslau. Eine Ordnungsſtütze. Der Staatsanwalt
leitete eine Unterſuchung gegen den konſervativen angeſehenen
und vermögenden Stadtverordneten Kaufmann de enBetruges und Urkundenfälſchung gegenüber dem ſtä liſchen

Arbeitshaus ein.
Freiberg. Vom Schwurgericht wurde der neunzehnjährige
Schüler der Bauakademie Lehmann zu 2 Jahren 6 Monaten
Gefängnis verurteilt. Er hatte ſeine Penſionswirtin unter
thätlichen Angriffen und Drohung des Erſchießens zur Herausgabe von Geld gezwungen, um ſich mit ſeinen Schulfreunden

vergnügen zu können. Gegen mehrere andere der Mitſchuld
verdächtige Bauſchüler konnte wegen mangelnder Beweiſe keine
Anklage erhoben werden.

Vermiſchtes.
Verhaftung. Der Lokomotivführer des bei Aarau ver

unglückten, Nachtſchnellzuges iſt hatte worden.
DOrigineller Abſchiedsgrufßz. Der Theaterdirektor Kloſe

ſcheint in Anklam kein Glück zu haben, denn er widmet den
Anklamern durch die Zeitung einen „Abſchiedsgruß“, in dem
g heißt: „Schwer kam ich, und fehr erleichtert ziehe ich von

annen.

Die
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Standesamtliche Nachrichten.
Halle, den 6. Juni.

Der Klempner Rücker und Friederike Bode Schwetſchkeſtraße 9 und
Der Schloſſer Schnabel und Martha Schulze (Schützenſtraße 22 und

Zudwigſtraße 2). Der Handarbeiter Schmiedel und Minna Blabuſch (Unterberg 9).
Der Geſchirnführer Schlegel und Minna Thurm Giebichenſtein und Ahlsdorf).
a aließuns: Der Gutsbeſitzer Kreyſing und Hulda Goldacker (Brehnag und

ühlweg 5).
Geberen: Dem Kunſtgärtner Heuze ein S. (Beuckdorferſtraße 10). Dem Fabrik

arbeiter Lochmann eine T. (Ludwigſtraße 22). Dem Geſchirrführer Schlick eine T.
(Kleiner Saudberg 17). Dem Maler Renner ein S. (Parkſtraße 3). Dem Hilfsheizer
DTöls eine T. (Ludwig Wuchererſtraße 48). Dem Hardarbeiter Spottke ein S. (Raffi-
neritſtraße 26). Dem Arbeiter Glaffke eine T. (Entbindungs Jnſtitut). Dem Poſt
ſchaffner Riebiſch ein S. (Martinſtraße 8). Dem Druckereifaktor Kröber eine T. Gr.
Berlin 10). Dem Boten Hansky ein S (Ritterſtraße 2). Dem Materialwarenhänd ler
Schiller ein S. Glauchaerſtraße 67). Dem Haudarbeiter Oswald eine T. (II Ver-
eine ſtraße 4). Dem Tiſchler Stephan ein S. (Schillerſtraße 50). Der Schneider

ein S. (Zenkerſtraße 11). Dem Handarbeiter Koßlitz ein S. (Schmied
raße
Feſtorben; Des Gerichtsſekretär Recht Ehefrau geb Grimm, 39 J. Kleine Ulrich

ſtraße 10). Klara Wahlſtab geb. Redlich, 50 J (Diakon ſſenhaus). Des Bäckermeißer
Kohlmann S., totgeb. (Hirtenſtraße 14). Tes Schmied Ludwig S., 19 J. (Thom- ſtus
ſtraße 5). Der Privatmann Lehmann, 68 J. (Bergmannstroſt). Des Handarbeiter
Ochſe S., 5 T. (Bergſtraße 5). Der Maurer Seiffert, 66 J. (Rathausſtraße 16).
Amalie Hiller, 36 J. (Tiakoniſſenhaus). Des Schneider Seelmann S., 1 Tag (Zenker

11). Des Handarbeiter Koßlitz S., 4 Stunden (Schmiedſtraße 33). Die Witwe
aaſe geb. Spindler. 81 J (Städt. Siechenanſtalt).

Aufgeboten:
Pfännerhöhe 34).

Verantwortlicher Redakteur: A. Weiſzmann in Halle.

arten- Spiele
Croquet, Tennis, Fußball, Boceia, Kegelſpiele,
Ring- und Ballwerfen, Steck-, Stoſz, Wurf u.
Sein Adler, Sterne e. zum Abſchießen.

deuhriten in Sandſpielen, Blumenpreſſen,
Gartengeräte, Sandkarren, Sandwagen, Spreng

wagen, Schmetterlingsnetze e.O. V. Ritter dule a S Leinigetitrehesb.
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Sonnabench den ſ0. Juni abends s Uhr

Mietleben bri Herrn Kluß (Gaſlhof zur Sonne
Kröllwritz bri Herrn Handhauner (Zum Lindenho

Trotha in der Sauchſenburg.

Tagesordnung: Die Auchthhausvorlagre.
Von der Einwohnerſchaft der Ortſchaften wird erwartet, daß dieſelbe zu dieſen Verſammlungen zahkreich erſcheint.

Der Vertrauensmann.
Sonnabend den 10. Juni abends S Uhr im „Engliſchen Hof“

allgem. Buchdruckerverſammlung.

Berichterſtattung über den III. L r
Kongreß in Frankfurt a. M. Referent: Redakteur Rexhäuser aus L eipzig.2. Bericht über die letzte Tarifausſchuß- Sitzung. 3. Aufſtellung von Kandt
daten zur Wahl des Gehilfen- Vertreters und deſſen Stellvertreter. 4. Wahl
der Schiedsgerichts Pewer

Jn Anbetracht der
zähliges Erſcheinen

Tagesordnung 3 1.

Wichtigkeit der Tagesordnung erſucht um voll-
Der Einberufer.

Arbeiter-Sänger-Chor, Zeitz.
Mitglied des Oſt-Thüringer Arbeiter-Sängerbundes.Sonntag den II. Juni abend 7 ühr im Saale des „Schützenhauſes“

L A L L.Die geehrten paſſiven Mitglieder und Freunde des Vereins ladet hier-

zu höflichſt ein Der Vorſtand.Apollo Theater.
I Sommer Variétée.

Tirektion: Fr. Wiehle.Jm prachtvollen Sommergarten täglich abends 8 Uhr:
Großes Konzert und Künſler- Vorſtellung.

Nur noch einige ſWarrington-Truppe. Elite-Akrobaten,
Abende: Rudolphi-Compaugniäe, Darſtellung leb. Marmorgruppen.

Schnittbilletts von abends 10 Uhr an 15 Pf.
Jeden Sonntag von 115 I UhrFrüh- Konzert undl ICuüngtier MIatinee.

Letzter Tag.
Ciürlcuus Hall. W rnlIſt.

Heute Freitag den 9. Juni abends 8 Uhr

Grosse Gala-Abschieds-Vorstellung.
Ehrenabend für Direktor Ed. Wulff.

Auftreten des geſammten Künſtler- Perſonals. Abſchiedsgrufßz.
Jndem ich für das mir während meines hieſigen Aufenthaltes all

ſeitig entgegengebrachte Wohlwollen meinen verbindi lichſten Dank ausſpreche, bitte ich mir bie zu meiner Wiederkehr ein freundliches An-
denken bewahren zu wollen.

Letztes

Ed. Direktor.Hochachtungsvoll Wulfkf,

Thalia- Theater
euteDie Hanbenlerche.

Schauſpiel in 4 l v. E. v. Wilden-
bruch.

Meinen Freunden und Gönnern ſowie werten Nachbarſchaft zeige er-
gebenſt an, daß ich von jetzt ab

ff. Günther'ſches Bier
führe und um gütigen Zuſpruch bitte.

Hochachtungsvoll Ernst Herbig, Pfännerhöhe 2

Ein dauerhafter und dabei billiger

Fussbodenanstrich
iſt unſere verbeſſerte

Bernsteinfussbodenlackfarbe,
dieſelbe trocknet über Nacht und giebt den ſchönſten Glanz.

à Kilo 1.50 M., bei 10 Kilo 10 Proz. Rabatt.S E. Walthers Nacht. Mo ikzringer und Steinweg

De r

Walhalla Theater.

III
Gaſtſpiel 3 Tage verlängert.

Freitag den 9. Juni, zum erſten Mal:

Neu! Neu!La Sopresa,
die Ueberraſchung.

Dieſes Stück wurde auf Wunſch
S. M. des Königs von Sachſen im
Monat März im königl. Schloß zu
Dresden von Signor Bernardi zur

Aufführung gebracht.

Giebichenſt. FamilienKlub.
Sonnabend den ühr de Juni von abends

8 Uhr ab

Kränzchen
im BRurg Theater.

Gäſte wiltkommen
Der Vorſtand.

FreitagSchlachter Feſt.

J. Banse-Advokatenſtraße 9a.

Freitag
Schlachte- Feſt.

F. Wſenſe'g
eMorgen Freitag fr. Wurſt u. Wert

F. Bermiech, Selk, Mittelſtr.

Freitag den 9. Juni
Schlachte Feſt.

Frauzxz Heilmann,
Zeitz. Nikolaiſtr.Himbeer- Syrup,

div. Weine,
Maitrank,

Liqueure u. Branntweine
empfiehlt

C. A. Krammisch
Neue Promenade 16.

Hochfeine Matjesheringe
à Schock 3 Mark

Carl Lange,
Fernſpr. 1086. Kl. Ulrichſtr. 26.

(DO liefert

Zeitzer Bade-
Peſtalozziſtraße. Gustav Scholz.

Geöffnet von früh 7 Uhr bis abends 8 Uhr.

ſasoage Anstaſt,

Peſtalozziſtraße.

Hochfeinen Sauerkohl
empfiehlt

bar Lange, Kl. Ulrichſtr. 26.

G Strohhüte G
für Herren und Knaben in großer Auswahl zu außergewöhnlich
billigen Preiſen empfiehlt

Lomis Lamgre, Narkt r. 7.
FahrräderColumbia,
Phaenomen,
Warthburg.

W ähmaschinen
Wertheim, Franfſurt a. M,
Köhler, Altenhurg.
Gritzner, Durlach

neben derF. Lauenroth, Mcchaniter, Griflſtr. 16, ev Apothere.
Nähmaſchinen- u. Fahrräder- Handlung. Reparatur Werkſtatt.

Frische Grasbutter Pfd. 100 Pf.
ne Lier Mandel 55 Ff.

eine und feinste Margarine.

M. Kost,
Merſeburgerſtraße 22.
Jeden We

Frisches
Zraunbier.

Günthers Brauerei,
Gr. Brauhausſtr.

Zeugnis.
Durch die oriefl. Behandlung des Hrn

O. Möck prakt Arzt in Glarus, wur e ch
ron Sommerſproöſſen. Sſlecken, Geſichts
haaren u. ſchlechtem Kusſehen ſchnell u.
villigſt befreit, was ich hiermit bezeuge.
Wängi (Thurg.), d 22. D a. 98. Frl.
A Lienhard. Arreſſe: O. Mücelk.
prakt. Arzt in Glarus (-chweiy)
Schiebekiſt. Gr. Märkerſtr. 23 24.

Sämtliche

Sohreibmaterialien
empfiehlt

Die Volksbuchhandlung
Ranniſcheſtr aße 3.

in Arbeiterkreiſen gut einge
führt ſucht an allen Orten
die Wärttembg. Kranken-
zusehu-s- u. Sterbekasse
kiir Männer und Vrauen
E. H. Stuitgart.

Seilergeſelle bei hohem Akkordlohn
Curio Nachf., Leipzigerſtr. 75.

Steinſetzer
finden Beſchäftigung bei
Rernh. Löther. Merſebg., Hirtenſtr.5.
Gelbgicher und Arbeitsburſchen

werden eingeſtellt in Leipzig bei
scheele Mark, Vangeſtraße 5.

geſ.

1 Zigarren Preſſe und 12 Formen,
2 Bettſtellen m. Matr., 1 Tiſch billig
zu verkaufen Brandenburgerſtr. 12, III I.

1 Waſcht., 2 Bettſt., m. r. neu. Matr.
25 Mk. zu verk. Lindenſtr. 2, II I.

Abbruch Grifiſtraße 28.
Brennholz in Fuhren und Körben

täglich ſpottbillig zu verkaufen.
Sofa- Aufpolſtern 5 M., Matratze3 M., Tapezieren bill. Fleiſcherſtr. 27 p.

5 Wohnungen
in Loeſts Hof, an Merſe-irgerſtog e, zum 1. Juli d. J.
noch frei. Auskunft erteiltJnſpektor auss, Merſeburgſtr. 50.
Viktualien- Geſchäft mit Pferdeſtall

bill. zu verk. Jnventar-Preis 200 M.
Offerten unt. P. 0.80 an die Exp. d. Bl.

Landwehrſtrafßze 21 iſt eine ſchöne
freundliche Wohnung ſofort zu verm.
Preis 430 M.
Anſt. Schlafſt.

Freundl.
Kirchnerſtr. 10, p. r.

Schlafſtelle zu vermieten
Pfännerhöhe 27, 1 I

Zimmer für 2 Herren zu vermieten
Renknauffs Restaurant,

Gr. Märkerſtr. 20.

Geübte

Arbeiterinnen
auf

Kindermäntel n. Jacketts
erhalten dauernde und lohnende Be-

ſchäftigung.
Frauen und Mädchen,

welche das Arbeiten von Mänteln er-
lernen wollen, können ſich melden bei

Gebr. Sernau,
Grosse Ulrichstrasse 54.

Dankſagung.
Dank der Kröllwitzer Liedertafel für

den ſchönen Geſang am Grabe unſers
teuren unvergeßlichen Sohnes und
Bruders

Otto Wuſt.
Dank allen denen die ſeinen Sarg ſo
reich mit Blumen u. Kränzen ſchmückten
owie allen denen die ihn zur letzten

Ruheſtätte geleiteten.
Möge Gott jeden

Schickſal bewahren.
Die trauernden Hinterbliebenen.

Mutter und Brüder Wuſt
nebſt Angehörigen.

vor ähnlichem

Verlag und für die Jnſerate verantwortlich: Auguſt Groß. Druck der Halleſchen Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. b. H.) Halle a. S.
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